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der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Knorr 


Der von den Abgeordneten Eisenmann, Ramms 
und Genossen eingebrachte Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung wurde in der 160. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 30. Mai 1961 an den Ausschuß für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen überwiesen. 

Nach § 35 b Abs. 2 Satz 2 StVZO muß bei Kraft- 
omnibussen durch bauliche Maßnahmen sicherge- 
stellt sein, daß sich neben dem Fahrzeugführer 
weder sitzende noch stehende Personen aufhalten 
können. Dies bedeutet u. a., daß neben dem Fahr- 
zeugführer keine Sitze vorgesehen werden dürfen. 
Bei Kraftomnibusfahrten des Ferienziel-Reisever- 
kehrs, des Ausflugs- und des Mietomnibusverkehrs 
(§ 43 Abs. 2, §§ 48 und 49 des Personenbeförde- 


rungsgesetzes vom 21. März 1961 — Bundesgesetz- 
blatt I S. 241) kann es jedoch im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit liegen, daß der Fahrzeugführer 
durch eine streckenkundige Person, z. B. einen 
Reiseleiter, der zweckmäßigerweise nahe beim Fahr- 
zeugführer sitzt, Fahrthinweise erhält. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat den Entwurf in seiner 111. Sitzung vom 
14. Juni 1961 behandelt. Auf die Erklärung der Bun- 
desregierung, daß sie beabsichtige, mit der Fünften 
Verordnung über Ausnahmen von Vorschriften der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung das Problem 
in Ausnahmewege zu regeln, betrachtet der Aus- 
schuß den Gesetzentwurf — Drucksache 2679 — als 
gegenstandslos. 


Bonn, den 14. Juni 1961 


Dr. Knorr 

Berichterstatter 


Antrag des Ausschusses umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2679 — auf 
Grund der von der Bundesregierung beabsichtigten 
Maßnahmen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. Juni 1961 


Der Auschuß für Verkehr, 
Post- und Femmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Dr. Knorr 

Berichterstatter 



